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Frage Nummer 20 
mit der dazu eingegangenen Antwort der Staatsregierung 

 

Abgeordnete 
Susanne 
Kurz 
(BÜNDNIS 
90/DIE GRÜ-
NEN) 

Ich frage die Staatsregierung, wie viele Ersatzgrundstücke für 
eine Verlegung der staatlichen Kfz-Verwahrstelle Thomas-
Hauser-Straße München weg vom aktuellen Standort, die für 
die Prüfung, Planung und Umsetzung einer Bahnausbau-Bür-
ger-Variante beim Ausbau am Bahnknoten München Ost zwin-
gend nötig ist, hat die Landeshauptstadt München dem Frei-
staat Bayern seit Planungsbeginn Bahn-Ausbau angeboten 
(bitte tabellarisch nach Standort der angebotenen Ersatzgrund-
stücke und Datum des Angebotseingangs mit Angabe des Ei-
gentümers des jeweiligen Ersatzgrundstücks aufschlüsseln), 
aus welchen Gründen wurden diese Angebote für geeignet 
bzw. nicht geeignet befunden (bitte Sachgründe pro Standort 
aufführen) und wie will die Staatsregierung angesichts des Be-
kenntnisses des Stimmkreisabgeordneten und Staatsministers 
Markus Blume (CSU) zur Aufforderung an den Freistaat Bay-
ern, „verstärkte Anstrengungen zu unternehmen, um die der-
zeit in Trudering angesiedelte Kfz-Verwahrstelle zu verlegen“ 
(„Truderinger Weckruf“ vom 22.10.2022, unterzeichnet von 
Markus Blume), den Konflikt lösen, dass die Bahn ohne die ver-
bindliche Zusage der Staatsregierung, dass ein Ersatzgrund-
stück für die Kfz-Verwahrstelle zur Verfügung gestellt werden 
könnte, nicht in der Lage ist, die Bürgervariante zu planen, die 
Staatsregierung aber als Begründung dafür, dass kein Ersatz-
grundstück aktiv gesucht wird bzw. durch die Landeshaupt-
stadt München dem Freistaat angebotene Ersatzgrundstücke 
abgelehnt werden, auf die laufenden Planungen der Bahn ver-
weist (siehe Drs. 18/25631: „Da die Planungen der DB noch 
nicht abgeschlossen sind und somit nicht feststeht, inwieweit 
das Grundstück betroffen und eine ersatzweise Unterbringung 
erforderlich sein wird, stellt sich die Frage nach geeigneten Er-
satzgrundstücken derzeit nicht.“), weswegen die aktuellen Pla-
nungen sich lediglich mit Varianten befassen, für die kein Er-
satzgrundstück benötigt wird, was aber dem Interesse der Bür-
gerinnen und Bürger vor Ort, die direkt betroffen sind, entge-
gensteht? 
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Die Landeshauptstadt München hat dem Freistaat zwar insgesamt zehn Ersatzflä-
chen für die Unterbringung der Kfz-Verwahrstelle benannt, von denen jedoch acht 
nicht verfügbar oder nicht geeignet sind. Hinsichtlich der anderen beiden Ersatz-
standorte sind die Prüfungen noch nicht abgeschlossen. 

Der Freistaat wird sich keinen Lösungen zur Optimierung des Bahnausbaus ver-
schließen und steht mit der Landeshauptstadt München sowie dem Bundesver-
kehrsministerium weiter im Austausch. 

 


